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    im Oktober 2026 

Verfassungsresiliente Polizei – eine Mahnung 

Die Wahlergebnisse zu den Landtagen in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und 
Berlin sowie den Kommunalwahlen in Niedersachsen im September 2026 zeigen erhebliche 
SGmmengewinne der AfD – einer Partei, die als rechtspopulisGsch, als (gut begründet!) 
verdächGgt oder in einigen Bundesländern gesichert rechtsextremisGsch eingestuR wird. AfD-
Wählende stehen offensiv für ihre Haltung und die lange bestehende Scham, sich zu ihr zu 
bekennen, ist weitgehend überholt. 

Je nach poliGscher PosiGon wird der Wahlausgang als Erdrutsch, Epochenbruch, Katastrophe, 
Stunde der Wahrheit, neue Zeitrechnung bezeichnet – von der AfD und anderen rechten 
Akteur:innen aber als zweite Wende oder AuZruch gefeiert. Angesichts dieser Wahlerfolge 
steigt das lange kaum denkbare Risiko, dass die AfD kurz- oder mi\elfrisGg 
Regierungsverantwortung und gegebenenfalls das für die Polizei zuständige Innenministerium 
übernehmen kann. Dies wäre ein Dammbruch in der bundesdeutschen Geschichte. 

Trotz der rhetorischen Versuche, keine Belege für eine Verfassungswidrigkeit der Partei zu 
liefern, zeichnen die AfD-Wahlprogramme sowie die Dokumente ihrer parlamentarischen 
Arbeit (z.B. Kleine Anfragen, Gesetzesvorschläge, Deba\enbeiträge) vor, was die Partei im Fall 
der Regierungsbeteiligung anstrebt. Dies berührt in vielerlei Hinsicht die Grundsätze der 
verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland.  

Bezogen auf Polizei und Sicherheitsarbeit kann mit gravierenden Folgen gerechnet werden: 

Polizeiorganisa,on 

• Veränderte Vorgaben für Schwerpunktsetzungen in der Strafverfolgung und 
Gefahrenabwehr (Streifentätigkeit, Bezirksdienst, Kriminalpolizei) mit verstärktem 
Fokus auf die von der AfD abgelehnten Bevölkerungsgruppen (Migrant:innen, 
Queere, Wohnungslose, demokratisch orientierte zivilgesellschaftliche 
Organisationen u.a.); 

• veränderte Schwerpunktsetzungen im Bereich des Staatsschutzes: weniger 
Beachtung der rechtsextremistisch politisch motivierten Kriminalität, verstärkte 
Verfolgung der linksextremistisch und religiös politisch motivierten Kriminalität; 

• Neuzuschnitt von Organisationseinheiten, die sich auf die Verfolgung von 
„Ausländerkriminalität“ und illegale Migration beziehen und mit der vorgeschlagenen 
„Grenz- und Rückführungspolizei“ dem Vorbild der ICE in den USA folgen. 
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• Die veränderten Schwerpunktsetzungen können sich auch beim Verfassungsschutz 
sowie im Justizvollzug zeigen. 

Polizeiausbildung 

• Die von der AfD geäußerte Ablehnung der Bologna-Reform mit der Bachelor/Master-
Struktur kann ohne großen Aufwand in der Polizeiausbildung umgesetzt werden. Eine 
Umwandlung von Polizeihochschulen in Schulen und Akademien, die eine „robuste“, 
eingriffs- und einsatzorientierte Polizeiarbeit anstreben, wäre ebenso gestaltbar wie 

• die Umgestaltung der Curricula mit einer Ablehnung oder Abwicklung der „woken“ 
Fächer Soziologie, Politikwissenschaft, Ethik oder Interkulturelle Kompetenz. 

Polizeiforschung 

• Mit der Einflussnahme auf Ressourcen (Deputatsanrechnungen, Sach- und 
Reisekosten etc.) und den Feldzugang werden die Möglichkeiten der Forschung in 
und über die Polizei gesteuert. AfD-kritische Fragestellungen können so verhindert, 
AfD-nützliche Themen können als Auftragsforschung gefördert werden. 
Forschungsprojekte wie „MORS – Migranten in den Organisationen von Recht und 
Sicherheit“, „KviAPol – Körperverletzung im Amt durch Polizeibeamt*innen“, „PolBiP 
– Politische Bildung und Polizei“ oder „Diskriminierungsrisiken in der Polizeiarbeit“ 
wären erschwert bis unmöglich. 

• Für die Forschung an Polizeihochschulen ist das Problem verstärkt, weil hier das 
Innenministerium als Dienstherr, Mittelgeber, Aufsichtsbehörde, Auftraggeber, 
Forschungsgegenstand und Verwerter der Ergebnisse eine komplexe, hierarchisch 
strukturierte und von wechselseitigen Abhängigkeiten geprägte Einheit bildet. 

Polizeiliche Informa,on 

• Zu befürchten ist ein Abfluss von vertraulichen bis geheimen Informationen des 
Staatsschutzes und der Nachrichtendienste (z.B. zu Strukturen und Personen des 
Rechtsextremismus, verdeckte Ermittler, Vertrauenspersonen) an rechte 
Gewalttäter, neonazistische Organisationen oder andere Staaten (insbesondere 
Russland). 

• Betroffen wären nicht nur Informationen aus dem landeseigenen Staats- und 
Verfassungsschutz, sondern auch aus bundesweiten Informationsnetzen (NADIS, 
POLAS/INPOL) oder den gemeinsamen Zentren GTAZ, GETZ, GAZ-Hybrid; GASIM. 

• Dies steigert das Risiko, dass andere Nachrichtendienste im In- und Ausland relevante 
Informationen nicht mehr mit dem jeweiligen Bundesland oder der Bundesrepublik 
teilen. 

• Es erhöht Sicherheitsrisiken für Menschen und (kritische) Infrastrukturen durch 
Übergriffe, Sabotage und hybride Bedrohungen. 

Polizeikultur 

• Insgesamt kann die Polizei-„Philosophie“ gravierend verändert werden und eine 
Annäherung der kulturellen Prägung von der entwickelten Bürgerpolizei mit ihrer 
Orientierung an liberaler Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Anerkennung von 
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Diversität an die vielfach diskutierte Cop Culture mit Kriegermentalität und 
Männlichkeit sowie dem Risiko von Ausgrenzung und Gewaltorientierung erfolgen. 

Eine an der Regierung beteiligte AfD kann die Polizei stark beeinflussen und diverse 
Stellschrauben nutzen: 

• Polizeigesetz, 
• Polizeiorganisationsgesetz – jeweils in der aktuellen oder ggf. geänderten Fassung, 
• Erlasse, Dienstanweisungen und -vorschriften, 
• Ressourcensteuerung von Stellen und Haushaltsmitteln, 
• Austausch von Führungspersonal (Landespolizeipräsident:in, Inspekteure, 

Polizeipräsident:innen, auch Leitungen von Polizeihochschulen etc.), 
• Änderung der Polizeiausbildung: Organisation und Curricula,  
• Blockade von bzw. Einfluss auf länderübergreifende Zusammenarbeit, z.B. im AK II 

der Innenministerkonferenz, gemeinsame Zentren. 

So kann es gegebenenfalls sehr schnell gehen, die Polizei umzuorganisieren, die 
Sicherheitsarchitektur mit ihrer BehördenlandschaR zu verändern und eine andere 
Sicherheitslage und Sicherheitsbewertung zu prägen. 

Diesen Risiken kann und muss die Polizei durch eine gestärkte Verfassungsresilienz begegnen. 
Die Polizei als OrganisaGon wie auch alle ihre Beamt:innen sind dem Grundgesetz mit den 
Grundrechten und den Prinzipien der freiheitlich-demokraGschen Grundordnung verpflichtet. 
Diese Bindungen sind höherrangig und -werGg als parteipoliGsch geprägte Vorgaben eines von 
der AfD gestellten Innenministers. Es ist erforderlich  

• die Anforderungen an eine verfassungsresiliente Polizei durch eine rechts- und 
sozialwissenschaftlich fundierte Risikoanalyse zu erfassen,  

• die politischen und rechtlichen Abwehrmöglichkeiten gegen eine 
verfassungsfeindliche Politik und Behördensteuerung aufzuzeigen und 

• insgesamt Unterstützungsmöglichkeiten zur Bewahrung einer bürgerorientierten 
Sicherheitsarbeit in einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu beschreiben. 

Zur Steigerung der demokraGschen Resilienz und Verfassungsresilienz gehören unter anderem 

• die dienstrechtlichen Möglichkeiten, z.B. abwehrende Remonstrationspflichten oder 
die Instrumente des Disziplinarrechts zur juristischen Ahndung von Verstößen gegen 
die Verfassungstreue, 

• die Nutzung der verbliebenen Bildungsmöglichkeiten in der Aus- und Fortbildung,  
• die Verweigerung der Mitwirkung an verfassungs- und menschenfeindlich 

motivierten Forschungsaufträgen, 
• das Umgehen von Restriktionen der Polizeiforschung, z.B. durch Forschung im 

Nebenamt und mit anderen Forschungspartner:innen (Universitäten) 
• die Solidarität mit und Unterstützung von durch die AfD Gefährdeten in der Polizei, in 

den Polizeihochschulen und insgesamt in der Gesellschaft. 

Die Unterzeichnenden appellieren, dass sich die PolizisGnnen und Polizisten, die 
FührungskräRe in der Polizei und den Innenministerien, die Leitungen und Lehrenden an 
Polizeischulen, -akademien und -hochschulen, die PolizeigewerkschaRen, alle staatlichen und 



 4 

nicht-staatlichen SicherheitsorganisaGonen sowie die Mitglieder der sich mit Polizei- und 
Sicherheitsfragen auseinandersetzenden NGOs mit den Risiken einer etwaigen AfD-
gesteuerten InnenpoliGk befassen und an der Gestaltung einer verfassungsresilienten Polizei 
mitwirken.  
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